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S C H L U S S A N T R Ä G E DES G E N E R A L A N W A L T S 

M A R C O D A R M O N 

vom 10. Dezember 1986 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Mit der vorliegenden Klage beantragt die 
Société anonyme Cockerill-Sambre die Auf­
hebung der Entscheidung vom 9. Oktober 
1985, mit der die Kommission gegen sie 
eine Geldbuße von 22 750 ECU wegen 
Überschreitung der Erzeugungsquoten für 
Stahlerzeugnisse der Gruppe IV im vierten 
Quartal 1983 verhängt hat. 

Die von Ihnen vorzunehmende Lösung die­
ses Rechtsstreits setzt die Auslegung des Ar­
tikels 11 Absatz 4 der Entscheidung Nr. 
2177/83/EGKS der Kommission vom 28. 
Juli 1983 „zur Verlängerung des Systems 
der Überwachung und der Erzeugungsquo­
ten für bestimmte Erzeugnisse der Unter­
nehmen der Stahlindustrie“ 1 und dessen 
Anwendung auf den vorliegenden Fall vor­
aus. 

Bekanntlich werden die Quoten je Quartal 
festgesetzt. In dieser Vorschrift heißt es: 

„Nach vorheriger Meldung durch die be­
treffenden Unternehmen bei der Kommis­
sion können die Unternehmen im laufenden 
Quartal untereinander Quoten oder Teile 
ihrer Quoten, die innerhalb des Gemeinsa­
men Marktes geliefert werden dürfen und 
die sich auf dieses Quartal beziehen, austau­
schen oder verkaufen.“ 

2. Die Klägerin rügt, daß die Kommission 
sich auf eine formale Auslegung dieser Vor­
schrift beschränke, die die wirtschaftliche 
Realität vernachlässige und dazu führe, daß 
ihr die beanstandete Quotenüberschreitung 
zu Unrecht zur Last gelegt werde. 

Es wird nicht bestritten — die Kommission 
hat es im übrigen bei der Herabsetzung der 
Geldbuße berücksichtigt —, daß sich die 
Klägerin nach dem Brand ihrer Anlagen in 
Valfil im Januar 1983 Produktionsschwie­
rigkeiten gegenübersah. Es war deshalb nor­
mal, daß sie, unter anderem um ihre Ver­
pflichtungen gegenüber ihren Kunden zu 
erfüllen, von der Möglichkeit Gebrauch 
machte, die ihr diese Vorschrift bot, und im 
vierten Quartal 1983 einen Teil ihrer Quote 
an andere Hersteller, darunter die Firma 
Thyssen, abtrat. 

Es trifft zu, daß dieses Unternehmen im er­
sten Quartal 1984, genauer am 15. Februar, 
seinerseits einen Quotenteil von 4 892 Ton­
nen abtrat und angab, es handele sich dabei 
um eine „Rückerstattung“ im Rahmen der 
Quote für das abgelaufene Quartal. 

3. Ich bin mit der Kommission der Auffas­
sung, daß diese Rückabtretung verspätet er­
folgte und daß die betreffende Menge we­
der ganz noch teilweise von der der Kläge­
rin zur Last gelegten Überschreitungsmenge 
abgezogen werden konnte. 

Denn die privatrechtlichen Vereinbarungen, 
welcher Art auch immer, zwischen der Klä­
gerin und der Firma Thyssen (diese soll im 
Wege der „Lohnveredelung“ für die Kläge­
rin gearbeitet und sich verpflichtet haben, 
ihr zu Beginn des folgenden Quartals die 
nicht ausgenutzten Quotenteile zurückzuer­
statten) sind der Kommission nicht entge­
genzuhalten und können den Vierteljahres­
rahmen, der durch die betreffende Regelung 
eingeführt worden ist, nicht verändern. 

Diese Regelung wurde ursprünglich durch 
die Entscheidung Nr. 2794/80/EGKS der 
Kommission vom 31. Oktober 1980 „zur 

* Aus dem Französischen übersetzt. 
1 — ABI. L 208 vom 31. 7. 1983, S. 1. 
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Einführung eines Systems von Erzeugungs­
quoten für Stahl für die Unternehmen der 
Stahlindustrie"2 eingeführt, deren Begrün­
dungserwägungen in diesem Zusammen­
hang Aufklärung verschaffen. 

Dort wird festgestellt, daß die in Artikel 57 
EGKS-Vertrag vorgesehenen Maßnahmen 
nicht ausgereicht haben, um der offensichtli­
chen Krise aufgrund des plötzlichen Ein­
bruchs bei der Nachfrage nach Stahl zu be­
gegnen, und unter Punkt 4 dieser Begrün­
dungserwägungen wird die Einführung vier­
teljährlicher Quoten vorgesehen, „damit die 
Unternehmen ihre Produktionsprogramme 
aufstellen können, aber auch, um der Kom­
mission, die für das nächste Vierteljahr die 
neuen Quoten festlegt, die Möglichkeit zu 
geben, Schwankungen von Angebot und 
Nachfrage sowie gewonnene Erfahrungen 
zu berücksichtigen". 

In Ihrem Urteil in der Rechtssache Lucchini 
haben Sie Wert darauf gelegt 

„zu betonen, daß die Quartalsbezogenheit 
ein wesentliches Merkmal des durch die 
Entscheidung Nr. 2794/80 eingeführten 
Quotensystems ist"3. 

Die Rückerstattung durch die Firma Thys­
sen hätte somit vor Ablauf des vierten Quar­
tals 1983 und nicht am 15. Februar 1984 
vorgenommen werden müssen, damit sie 
von dem unstreitigen Produktionsüberschuß 
der Klägerin hätte abgezogen werden kön­
nen. 

4. Sind diese Schlußfolgerungen, wie die 
Klägerin geltend macht, zu formalistisch, 
rein buchhalterisch und vernachlässigen sie 
die wirtschaftliche Realität? 

Ich glaube das nicht und bin sogar vom Ge­
genteil überzeugt. Die Kommission behaup­
tet unbestritten in ihrer Gegenerwiderung, 

daß die Erzeugung der beiden Unternehmen 
im maßgeblichen Quartal zu einer tatsächli­
chen Überschreitung ihrer Quoten geführt 
habe, wenn man sie zusammenzähle. 

Nur die Überschreitungsmarge von 3 % ge­
mäß Artikel 11 Absatz 1 hat es erlaubt, 

— gegen die Firma Thyssen, deren Über­
schreitung — 4 812 Tonnen — inner­
halb ihrer Überschreitungsmarge von 
9 851 Tonnen geblieben ist, keine Geld­
buße zu verhängen; 

— gegen die Klägerin nur wegen einer 
Überschreitung von 910 Tonnen eine 
Geldbuße zu verhängen, trotz einer tat­
sächlichen Überschreitung von 4 432 
Tonnen, denn ihre Überschreitungs­
marge betrug 3 522 Tonnen. 

Wenn die fragliche Rückerstattung durch 
die Firma Thyssen hätte zugelassen werden 
können, obwohl sie im ersten Quartal 1984 
erfolgte, so wäre sie auf ihre Überschrei­
tungsmarge für das vorangegangene Quartal 
angerechnet worden. Dies ist jedoch nicht 
Sinn und Zweck der Marge, die dazu dient, 
die Unsicherheiten einer Prognose zu berich­
tigen, und nicht dazu, irgendeinen im nach­
hinein anwendbaren „Bonus"zu verschaffen. 

Wir befinden uns hier im Kern der wirt­
schaftlichen Realität, die sowohl aus der 
Sicht der Unternehmen als auch aus der der 
Gemeinschaft zu erfassen ist. 

Was die Gemeinschaft betrifft, so ist es die 
Aufgabe der Kommission, die gesamte Pro­
duktion der Stahlerzeugnisse zu regeln. Zu 
diesem Zweck setzt sie Quoten in einem 
vierteljährlichen Abstand fest, der es erlaubt, 
die Quoten gemäß der Wirtschaftskonjunk­
tur zu verändern, und kontrolliert deren 
Einhaltung, um die Wirksamkeit der Maß­
nahmen, die eingeführt wurden, um der of­
fensichtlichen Krisenlage zu begegnen, si­
cherzustellen. 

2 — ABl. L 291 vom 31. 10. 1980, S. 1. 
3 — Rechtssache 179/82, Slg. 1983, 3083, 3094, Randnr. 20 der 

Entscheidungsgründe. 
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Was die Unternehmen angeht, so verlangt 
die wirtschaftliche Realität, daß dieser starre 
Vergleichsrahmen mit einer gewissen Flexi­
bilität gehandhabt wird. Hierzu werden 
mehrere Möglichkeiten geboten, unter an­
derem die beiden folgenden, auf die wir im 
vorliegenden Fall gestoßen sind: 

— die vollständige oder teilweise Abtretung 
von Quoten, die es namentlich erlaubt, 
konjunkturbedingten Produktions­
schwierigkeiten entgegenzutreten; 

— die Überschreitungsmarge von 3 %, die 
den Besonderheiten dieser Produktions­
art, die sich schlecht an ganz strenge 
Prognosen anpassen läßt, Rechnung 
trägt. 

Dieses System kann nur dank der Wach­
samkeit der Kommission und der gemein­
schaftsrechtlichen Haftung der Erzeuger 
funktionieren. Dies beweist wieder einmal, 
„daß die Quartalsbezogenheit ein wesentli­
ches Merkmal des Quotensystems ist". 

Es zu umgehen, wozu die Klägerin von Ih­
nen die Ermächtigung begehrt, liefe der 
Zielsetzung der VerOrdnungsvorschriften 
zuwider und würde deren Wirksamkeit da­
durch schwer beeinträchtigen, daß dann ins­
besondere, wie ich dargelegt habe, es jedem 
betroffenen Unternehmen erlaubt würde, 
nach Fristablauf nicht mehr Quoten im ei­
gentlichen Sinne, sondern Teile von nach­
träglich frei gewordenen Überschreitungsniar-
gen abzutreten. 

Deshalb beantrage ich, die Klage der Firma Cockerill-Sambre abzuweisen und ihr 
infolgedessen die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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